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Präimplantationsdiagnostik-Kongress des EAK

Der EAK der CSU diskutierte am Samstag, 2. April, auf einem Fachkongress in der Hanns-Seidel-Stiftung in München die medizinische, juristische und ethische Reichweite der anstehenden gesetzlichen Neuregelung der PID. Vor dem Hintergrund der zu erwartenden vielschichtigen Diskussion im Deutschen Bundestag hat der EAK damit ein Thema aufgegriffen, das über die Parteigrenzen hinweg kontrovers diskutiert wird.

Der Landesvorsitzende des EAK der CSU, Parl. Staatssekretär Christian Schmidt, der selbst Mitunterzeichner des Gesetzentwurfs für ein vollständiges Verbot der Präimplantationsdiagnostik ist, rief zu einer breiten, am Lebensschutz orientierten Debatte auf. Insbesondere, sagte er, wäre es schade, wenn die Parlamentsdebatte nicht auch eine breite Debatte über Werte und Ethik in der ganzen Gesellschaft nach sich zöge. "Wenn über PID überall soviel diskutiert würde, wie wir es alle über ein Fußballspiel des FC-Bayern oder des 1. FC Nürnberg machen, dann wäre dies eine wirkliche Sternstunde!", so Schmidt.

Die gesellschaftliche Vielschichtigkeit der Meinung spiegelt sich auch in den Argumenten der teilnehmenden Experten wider. So verteidigte die Vorsitzende der Bayerischen-Bioehtik-Kommission, Frau Professor Dr. med. Marion Kiechle, eine eingeschränkte Zulassung der PID zur Prävention von schweren erblichen Erkrankungen. Professor Dr. med. Holm Schneider, Leiter der Abteilung Molekulare Pädiatrie der Kinderklinik Erlangen, warnte im Gegensatz dazu vor einem Dammbruch: "PID sondert nicht Gendefekte aus, sondern Menschen."

Es folgte eine intensive Diskussion, an der sich auch Frau Dr. Katarina Weilert, Juristin der FEST in Heidelberg, und der Theologische Referent beim Bevollmächtigten des Rats der EKD, Herr Dr. theol. h. c. Volker Faigle, beteiligten. Auch das Mitglied des Deutschen Ethikrates, Hildegund Holzheid, meldete sich aus dem Publikum zu Wort.
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Große Übereinstimmung bei Wirtschaftsethik und Präimplantationsdiagnostik - Begegnung der Kirchenleitung mit dem Evangelischen Arbeitskreis der CSU 

Große Übereinstimmung in der Beurteilung wirtschafts- und medizinethischer Fragen zeigten sich bei einer Begegnung der Kirchenleitung der bayerischern Landeskirche mit Vertretern des Landesvorstands des Evangelischen Arbeitskreises der CSU (EAK) im Münchner Landeskirchenamt. 

Landebischof Johannes Friedrich begründete die strikt ablehnende Beschlusslage in der bayerischen Landeskirche und des Rates der EKD zur Präimplantationsdiagnostik (PID). Eine gesetzliche Einschränkung des Einsatzes von PID auf wenige Fälle würde sich in der Praxis nicht durchhalten lassen. "Wenn wir die Tür auch nur einen Spalt weit öffnen, werden wir erleben, dass die PID zu Zwecken missbraucht werden würde, die der Gesetzgeber nie wollte", so Friedrich. Christian Schmidt, parlamentarischer Staatssekretär im Verteidigungsministerium und Vorsitzender des EAK lobte die von Vertretern beider Kirchen angestoßene "tiefgehende Diskussion" über PID und Spätabtreibungen über Parteigrenzen hinweg. Es sei sehr schwer, gesetzlich eine klare Grenze zu ziehen zwischen der schwierigen Situation genetisch vorbelasteter Eltern, die sich ein Kind wünschen und den durchaus vorhandenen Vorstellungen, Babys nach eigenen Wünschen "designen" zu wollen. Er selbst habe sich darum der Singhammer-Initiative unter den Parlamentariern angeschlossen, die für ein generelles Verbot der PID eintritt. 

Kirchenleitung und EAK waren sich einig über die große Bedeutung nachhaltigen Wirtschaftens. Die Präsidentin der Landessynode, Dorothea Deneke-Stoll verwies darauf, dass sich die Synode bereits zweimal mit Fragen der Wirtschaftsethik befasst habe und kürzlich ein Wort der Synode unter dem Titel "Lernen aus der Krise" verabschiedet habe. Unstrittig sei, so Deneke-Stoll, dass sich die soziale Marktwirtschaft als die beste unter den Wirtschaftsformen erwiesen habe. 

Schmidt wies darauf hin, dass auch nach der Wirtschaftskrise der Finanzsektor mit nationalen Mitteln alleine nicht zu regulieren sei, sondern internationale Übereinkünfte erforderlich seien. 

Der Finanzchef der bayerischen Landeskirche, Oberkirchenrat Claus Meier, wiederholte seine Forderung nach einer Finanztransaktionssteuer von 0,01%. Diese "minimale Börsenumsatzsteuer" könnte helfen, die Menge des "Spiel- und Wettgeldes" an der Börse einzudämmen, so Meier. 

München, 30. März 2011
Johannes Minkus, Pressesprecher 
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Landeskirche und CSU-Arbeitskreis lehnen Präimplantationsdiagnostik ab

Die bayerische evangelische Landeskirche und der Evangelische Arbeitskreis (EAK) der CSU haben ihr "Nein" zur Präimplantationsdiagnostik (PID) bekräftigt. Eine gesetzliche Einschränkung des Einsatzes von PID auf wenige Fälle würde sich in der Praxis nicht durchhalten lassen, sagte Landesbischof Johannes Friedrich am Mittwoch bei einem Treffen der Kirchenleitung und dem EAK-Landesvorstand. "Wenn wir die Tür auch nur einen Spalt weit öffnen, werden wir erleben, dass die PID zu Zwecken missbraucht würde, die der Gesetzgeber nie wollte." Bei der Methode werden im Reagenzglas erzeugte Embryonen vor dem Einpflanzen in den Mutterleib auf Erbkrankheiten gentechnisch untersucht. 

Es sei sehr schwer, gesetzlich eine klare Grenze zu ziehen zwischen der schwierigen Situation genetisch vorbelasteter Eltern, die sich ein Kind wünschen, und den durchaus vorhandenen Vorstellungen, Babies nach eigenen Wünschen "designen" zu wollen, erklärte Christian Schmidt, EAK-Vorsitzender Christian Schmidt und Parlamentarischer Staatssekretär im Verteidigungsministerium. Er selbst trete für ein generelles Verbot der PID ein. Der Bundestag will im April erstmals über eine Neuregelung bei der PID beraten, weil der Bundesgerichtshof im Juli 2010 das bisherige Verbot gekippt hatte.

Auch beim Thema "Nachhaltiges Wirtschaften" demonstrierten die Landeskirche und der EAK Einigkeit. Es sei unstrittig, dass sich die soziale Marktwirtschaft als die beste unter den Wirtschaftsformen erwiesen habe, erklärte Synodalpräsidentin Dorothea Deneke-Stoll. Dass auch nach der Wirtschaftskrise der Finanzsektor mit nationalen Mitteln alleine nicht zu regulieren sei, sondern internationale Übereinkünfte erforderlich seien, fügte Schmidt hinzu. 

Der landeskirchliche Finanzchef, Oberkirchenrat Claus Meier, forderte abermals die Einführung einer Finanztransaktionssteuer von 0,01 Prozent. Diese "minimale Börsenumsatzsteuer" könne helfen, die Menge des "Spiel- und Wettgeldes" an der Börse einzudämmen. (0722)
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